Verhandlungsschrift

Nr. 3/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Freitag, den 24.06.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand 


    Schwaiger 


  Wolfgang  

8. Gemeinderat
Mayer
Helmut

9. Gemeinderat
Reitsamer
Robert


10. Gemeinderat
Hellermann
Norbert

11. Gemeinderat
Staffl
Michaela

12. Gemeinderat 
Klinger 
Martin 

13. Gemeinderat
Altmann
Anna

14. Gemeinderat
Voggenberger
Franz

15. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


16. Gemeinderat



    Standl 



  Franz  

17. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

18. Gemeinderat
Sutter
Anna Maria

19. Gemeinderat 


          Winkelmeier 


  Johann 

20. Gemeinderat



    Linnerth 



  Hans Dieter 

21. Gemeinderat
Fuchs
Walter

22. GREM
Weinberger 
Herbert (f. Puscher Stefan)

23. GREM
Pöckl 
Franz (f. Schober Johann)

24. GREM 
Giezinger
Herbert (f. Brandstötter Alois)

25. GREM 
Pommer 
Josef (f. Bauer Franz)

Es  fehlen:

GR Brandstötter Alois (entschuldigt – dafür Giezinger Herbert

GR Schober Johann (entschuldigt) – dafür Pöckl Franz

GR Bauer Franz (entschuldigt) – dafür Pommer Josef 

GR Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür Weinberger Herbert 

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 14.06.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 2 vom 04.03.2004 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.35 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM angelobt:

Pöckl Franz (ÖVP)

Giezinger Herbert (ÖVP)

Pommer Josef (ÖVP)

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Neubau Kindergarten Schneegattern – Entscheidung über das Einreichprojekt und Beschluss eines Finanzierungsplanes

2. a) FF Lengau – Ankauf TLF 2000 A und Beschluss eines Finanzierungsplanes

b) FF Lengau – Projektvergabe für Zeugstättenerrichtung

3. Abwasserbeseitigungsanlage BA 06 – Genehmigung des Schuldscheines für das Landesdarlehen in Höhe von € 16.600.—

4. Tauschvertrag Gemeinde/Voggenberger laut Entwurf Dr. Estermann

5. Übernahme des Gst.Nr. 1540/7, KG Heiligenstatt (Staffl Gerhard) in das Öffentliche Gut – Straßen und Wege

6. Straßenbauprogramm 2004

7. Auftragsvergabe Straßenbauprogramm 2004

8. Sanierung Volks- und Hauptschule – Vergabe verschiedener Bauaufträge

9. Errichtung von Warteflächen Haltestelle Obererb – Genehmigung des Übereinkommens mit der Landesstraßenverwaltung 

10. Änderung des Flächenwidmungsplanes – Einleitung von Verfahren 

11. Kanalbauprogramm 2004

12. Auftragsvergabe Kanalbauprogramm 2004 

13. Resolution für ein Fahrverbot auf der B 147, L 508 und L 1044 im Gemeindegebiet Lengau für LKW über 3,5 Tonnen, ausgenommen Ziel- und Quellverkehr. 

14. Aufwertung des Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanzangelegenheiten

15. Jugendentwicklungsprogramm

16. Feiel Siegfried und Zach Ulrike – Berufung gegen den Bescheid zur Vorschreibung  des Verkehrsflächenbeitrages für Gst.Nr. 2686, KG Lengau

17. Kastner Johannes – Berufung gegen den Bescheid vom 20.04.2004

18. Änderung Dienstpostenplan – Schaffung eines zusätzlichen Dienstpostens VB II - p 5

19. FF Friedburg – Umbenennung in Freiwillige Feuerwehr Markt Friedburg und Führung des Marktwappens

20. Josef Mair, Kohlbergstraße 12, 5211 Friedburg/Unterschriftenlisten eingegangen am 5.3.2004

a) Grundsatzantrag – Durch den Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer.






(Verk-611-0)

b) Umfahrung Lengau L1044 Baier Straße: Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer (Verk-611-0)

21. Umfahrung Lengau – Verkauf einer Teilfläche des Gst.Nr. 3040/1, KG Lengau

22. Unfallfürsorgefonds der O.ö. Gemeinden – Neufassung der Vereinbarung wegen Einbeziehung der „VB-neu“

23. Antrag BWG auf Bildung einer Arbeitsgruppe für ein zeitgemäßes, barrierefreies, bürgerInnenfreundlich gestaltetes Gemeindeamt

24. a) Subventionsansuchen TVN Schneegattern wegen Ankauf eines Spurgerätes

b) Subventionsansuchen ATSV Schneegattern wegen Dachsanierung 

25. Allfälliges

Vor Eintritt in die Tagesordnung setzt der BM den Punkt 16 von der Tagesordnung ab. 

Der BM weist darauf hin, dass ein Dringlichkeitsantrag vorliegt. 

DRINGLICHKEITSANTRAG: 

Der BM verliest den Dringlichkeitsantrag vom 17.06.2004 (ANLAGE 4) wegen der geplanten Errichtung einer 110 kV-Freileitung im Gemeindegebiet von Lengau und stellt den 

A n t r a g 

auf Zustimmung diesen Dringlichkeitsantrag im Rahmen der heutigen Sitzung vor dem Tagesordnungspunkt 1 zu behandeln.

Abstimmungsergebnis: dem Antrag stimmten zu:     25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig genehmigt.

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

DRINGLICHKEITSANTRAG:

Der BM berichtet, dass die Errichtung einer 110 kV-Leitung geplant ist. Durch Herrn Frauscher Josef wurden beim Gemeindeamt ca. 300 Unterschriften gegen die 110 kV-Freileitung eingebracht. Als Kompromissvorschlag wird durch die Unterfertigten ein Erdkabel verlangt. 

GV Weber regt einen Runden Tisch mit RAG, Energie AG und Gemeindevertreter an, um an Lösungsansätzen zu arbeiten. Herr Frauscher soll diesen Gesprächen beigezogen werden. 

Der BM berichtet, dass vor Durchführung einer öffentlichen Veranstaltung Gespräche mit der Ortsbauernschaft und den betroffenen Grundeigentümern durch die Energie AG angekündigt wurden.  

Franz Pöckl führt aus, dass sich im Osten der Gemeinde ein Überschwemmungsgebiet befindet. Das Erholungsgebiet ist im Süden gelegen. Die Starkstromfreileitung soll genau in diesem Gebiet errichtet werden. Seiner Ansicht nach darf bei einem derart großen Bauvorhaben die Verkabelung keine finanzielle Rolle spielen. Die Leistung der geplanten Leitung ist um einiges höher als der Bedarf der RAG. Er ist der Ansicht, dass die RAG der Region eine Verkabelung schuldig ist. 

Der BM vertritt die Ansicht, dass das Bewusstsein, dass Widerstand geleistet werden soll im Gemeinderat vorhanden ist. Bei den ersten Gesprächen in dieser Angelegenheit waren Vertreter aller GR-Fraktionen vertreten. 

Ofenböck Thomas schließt sich der Wortmeldung von Herrn Pöckl an und kritisiert die Informationspolitik der RAG und der Energie AG. Die gewählte Vorgehensweise erachtet er als nicht geschickt und er erwartet bei derartigen großen Bauvorhaben eine andere Informationspolitik. 

Winkelmeier Johann wendet sich massiv gegen den Bau der Freileitung. Er kritisiert auch den Bau der Hochdruckgasleitung mit 90 cm Durchmesser und das Gaslager. Er ist gerne bereit den Widerstand gegen das Gesamtprojekt zu unterstützen. 

Der BM verweist auf den eingangs der heutigen Sitzung beschlossenen Dringlichkeitsantrag und  stellt den 

A n t r a g 

der Gemeinderat der Gemeinde Lengau möge beschließen, dass eine Zustimmung der Gemeinde im Genehmigungsverfahren für die Errichtung der 110 kV-Leitung nur unter der Auflage erteilt wird, sofern diese 110 kV-Leitung als Erdkabel ausgeführt wird. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

1. Neubau Kindergarten Schneegattern – Entscheidung über das Einreichprojekt und Beschluss eines Finanzierungsplanes

Der BM begrüßt Ing. Gemeinhardt, Frau DI Dagmar Pasch und Herrn Hacksteiner. 

Der BM führt aus, dass die Einreichplanung für den Neubau des Kindergartens Schneegattern durch das Büro Ing. Gemeinhardt, Braunau, in Zusammenarbeit mit dem Kindergartenausschuss und der gruppenführenden Kindergärtnerin, Frau Rosa Puscher, sowie Frau Rosemarie Enzensberger, erstellt wurde. Er ersucht den heute anwesenden Ing. Gemeinhardt um eine Präsentation der Planung. 

Ing. Gemeinhardt weist darauf hin, dass das Projekt weiterentwickelt wurde. Gegenüber dem Wettbewerbsprojekt wurden keine wesentlichen Änderungen vorgenommen. Der Spielplatz wurde an die Ostseite verlegt. Im Inneren des Gebäudes wurden keine wesentlichen Änderungen vorgenommen. Er verweist auf einen Termin in der nächsten Woche bei der Landesregierung, bei dem der Entwurf geprüft wird. Das Pelletslager soll in Form eines Erdtanks errichtet werden. 

Die Kostenschätzung ist in etwa gleich geblieben. Das ursprüngliche Projekt mit Gasheizung beläuft sich auf  € 653.000.— bei jährlichen Energiekosten von € 2.220.—. Die Variante mit Pelletsheizung verursacht Kosten in Höhe von € 671.000.—, die Variante mit Wärmepumpe € 685.000.—, die Variante Passivhaus € 712.000.—. Die Amortisationszeit beträgt bei den o.a. Varianten 15, 19 oder 34 Jahre. Ing. Gemeinhardt weist darauf hin, dass standardmäßig keine Förderung für Kindergärten als Passivhaus vorgesehen ist. Anlässlich einer Anfrage wurde er auf eine evt. Förderung durch die Gemeindeabteilung verwiesen. 

Für den BM steht die Planung des Gebäudes außer Streit. Bezüglich der Beheizung sieht er bei einer Pelletsheizung den Vorteil, dass ein Hersteller im Ort vorhanden ist. Für die Lagerung ist kein eigener Raum erforderlich, sondern ein Erdtank geplant. Die Variante Passivhaus verursacht höhere Kosten bei der Herstellung. Laut Auskunft Büro Anschober, DI Nagl, sind keine Mittel vorhanden und wurde er ebenfalls auf das Gemeinderessort verwiesen. Bei der Finanzierung war bisher eine Drittelregelung zwischen Gemeindeabteilung, Abteilung Bildung, Schule und Sport sowie der Gemeinde üblich. 

Johann Winkelmeier bezweifelt die Differenz der Heizkosten des gasbeheizten Niedrigenergiehauses und dem Passivhaus. Er tritt für die Passivhausvariante mit Pelletsheizung ein und glaubt, dass Mittel bei guter Präsentation gewährt werden.  

Der BM verweist auf den Termin bei LR Anschober am 13.10.2004

VBM Weichenberger lobt die gelungene Gestaltung des Projektes. Bezüglich der Energie ist seiner Ansicht nach Gas am günstigsten. Er tritt jedoch für den Einbau einer Pelletsheizung ein. 

GV Michael Weber bedauert, dass derzeit nicht alle Informationen bezüglich Förderung vorliegen. Seine Fraktion hat ebenfalls mit der Variante Passivhaus geliebäugelt. Die Amortisationszeit ist jedoch sehr lang und die Investitionskosten sind sehr hoch. Laut Aussendungen des Landes soll Holz als Energieträger bei öffentlichen Gebäude verstärkt genutzt werden. Zum derzeitigen Wissenstand tritt er für die Variante als Niedrigenergiehaus mit Pelletsheizung ein.  

Ing. Gemeinhardt wiederholt, dass es keine Standardförderung für eine Bauweise als Passivhaus gibt und schlägt einen Termin bei der Gemeindeabteilung bezüglich einer evt. Förderung vor. 

Der BM berichtet, dass er vom Büro Ackerl vor zu hohen Erwartungen gewarnt wurde, da der Finanzausgleich noch nicht ausverhandelt ist. Sie hoffen, dass die bisherigen Zusagen eingehalten werden können.

Johann Winkelmeier schlägt vor den Finanzierungsplan in der Form zu beschließen aber trotzdem zu prüfen ob eine Passivhausvariante möglich ist. 

Ing. Gemeinhardt schlägt eine Diskussion mit Vertretern des Landes vor. Eine Umplanung ist bis zur Ausschreibung der Aufträge möglich.  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

der heute vorliegenden Planung für den Kindergartenneubau die Zustimmung zu erteilen und diese Pläne an das Amt der O.ö. Landesregierung zur Genehmigung einzureichen 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

Weiters stellt der BM den 

A n t r a g

folgenden Finanzierungsplan zu beschließen: 

	
	2004
	2005
	2006
	2007
	Gesamt

	Gemeinde Lengau o.H. 
	96.300.—


	148.700.—


	0.—


	0.—


	245.000.—



	BZ-Mittel 
	35.000.—


	35.000.—


	70.000.—


	77.000.—


	217.000.—



	Abt. Schule 
	35.000.—


	35.000.—


	70.000.—


	70.000.—


	210.000.—



	
	166.300.—


	218.700.—


	140.000.—


	147.000.—


	672.000.—




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. a) 
FF Lengau – Ankauf TLF 2000 A und Beschluss eines Finanzierungsplanes 

Der BM führt aus, dass bei der Angebotseröffnung am 05.04.2004 Angebote durch die Firmen Rosenbauer, Lohr und Marte abgegeben wurden.

Entsprechend der Ausschreibung wurde der Preis mit 35 %, Funktionalität und technische Daten mit 25 %, Fertigungsqualität und Qualitätssicherung mit 20 % und Kundendienst und Ersatzteilversorgung mit 20 % gewichtet. 

Aufgrund des Preises und der Bewertung der o.a. technischen Kriterien durch eine Bewertungskommission der FF Lengau ergibt sich die Fa. Lohr als Bestbieter. 

Der BM führt weiter aus, dass am 16.6.2004 ein Schreiben von LH-Stv. DI Erich Haider und LR Dr. Josef Stockinger eingegangen ist, in dem die Gewährung einer Förderung von € 9.000.— für die Anschaffung eines Lichtmastens und eines Notstromaggregates gewährt wird. Der Finanzierungsplan ändert sich daher geringfügig gegenüber der den Fraktionen zugegangenen Version. 

Er spricht dem Kommando der FF Lengau Dank und Anerkennung für die geleistete Arbeit aus. 

Hans Dieter Linnerth spricht sich dafür aus, sich dem Ergebnis der Bewertungskommission anzuschließen. Franz Voggenberger und Norbert Hellermann schließen sich dieser Ansicht an. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Lieferung des TLF 2000 A an die bestbietende Firma Lohr zu vergeben und folgenden Finanzierungsplan zu beschließen: 

	
	2004
	2005
	Gesamt

	Gemeinde Lengau o.H. 
	51.000.—


	30.000.—


	81.000.—



	BZ-Mittel 
	0.—


	100.000.—
	100.000.—

	Landeszuschuss
	0.—
	9.000.—
	9.000.--

	LFK
	37.500.—
	37.500.—
	75.000.—

	
	88.500.—
	176.500.—
	265.000.—


Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b) 
FF Lengau – Projektvergabe für Zeugstättenerrichtung

Der BM informiert, dass durch die Architekten DI Anton Hutterer, Strasswalchen, Ing. Peter Gemeinhardt, Braunau, und DI Karl Thalmeier Entwürfe für den Neubau der Zeugstätte der FF Lengau am 17.05.2004 präsentiert haben. Bei dieser Präsentation waren neben den Mitgliedern des Gemeindevorstandes, der Pflichtbereichskommandant Johann Cserkits und Mitglieder des Kommandos der FF Lengau anwesend. 

Das Kommando der FF Lengau spricht sich für die Realisierung des Projektes DI Karl Thalmeier aus. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die Zeugstätte Lengau nach den Plänen des DI Karl Thalmeier ausführen zu lassen.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

3. Abwasserbeseitigungsanlage BA 06 – Genehmigung des Schuldscheines für das Landesdarlehen in Höhe von € 16.600.—

Der Finanzierungsplan für die Errichtung der Nebenkanäle BA06 (Lengau-Teichstätt Ost) wurde in der Sitzung am 30.10.2003 TOP 6a durch den Gemeinderat bereits beschlossen. Zwischenzeitlich wurde durch das Land Oberösterreich mit Schreiben vom 12.03.2004, Zl: Gem-321021/21-2004-Wö die Bereitstellung der im Finanzierungsplan vorgesehenen Landesmittel in Höhe von € 16.600.— in Aussicht gestellt. Dazu ist es notwendig, durch den Gemeinderat den mit vorgenannten Schreiben der Landesregierung ebenfalls vorgelegten Schuldschein zu beschließen und zu genehmigen. 

Der BM stellt den 

A n t r a g

den Schuldschein (ANLAGE 5) für das Landesdarlehen in Höhe von € 16.600.—zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Tauschvertrag Gemeinde/Voggenberger laut Entwurf Dr. Estermann

Der BM ruft in Erinnerung, dass in der Sitzung des Gemeinderates am 4.3.2004 unter TOP 6 grundsätzlich der flächengleiche Tausch aus den Grundstücken 109/1 bzw. 112/1, jeweils KG Friedburg beschlossen wurde. In der Zwischenzeit wurde durch das Büro Estermann und Partner ein Tauschvertrag ausgearbeitet, der den Fraktionen zur Kenntnis gebracht wurde. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g

dem vorliegenden Tauschvertrag (ANLAGE 6) die Zustimmung zu erteilen.    

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24 Ja

1 Enthaltung (GR Voggenberger Franz wegen Befangenheit)
B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

5. Übernahme des Gst.Nr. 1540/7, KG Heiligenstatt (Staffl Gerhard) in das Öffentliche Gut – Straßen und Wege

Der BM verliest das Ansuchen von Herrn Staffl Gerhard vom 22.04.2004 mit welchem dieser um Übernahme des Gst.Nr. 1540/7, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von 954 m² in das öffentliche Gut (Straßen und Wege) ersucht. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, stellt der BM den 

A n t r a g

das Gst.Nr. 1540/7, KG Heiligenstatt, in das öffentliche Gut (Straßen und Wege) zu übernehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Straßenbauprogramm 2004

Der Obmann des Straßenbauausschusses berichtet, dass in der Sitzung des Straßenbauausschusses vom 13.05.2004 eine Empfehlung an den Gemeinderat beschlossen wurde und fragt ob Einwendungen gegen eine Abstimmung über das gesamte Programm bestehen. Thomas Ofenböck spricht sich gegen eine Abstimmung enbloc aus, da er bei einigen Punkten nicht zustimmen kann.

VBM Martin Muigg verliest einzeln die geplanten Straßenstücke, welche in das Straßenbauprogramm 2004 übernommen werden sollen und lässt über die unstrittigen Teilstücke enbloc abstimmen und über die anderen einzeln. 

1. Straße Skaterplatz
Graderung + Asphalt BT16, 7cm


ca. 308 m²
€
4.620.—

Thomas Ofenböck erscheint die geplante Breite der Asphaltierung von 2 m als nicht ausreichend für die Schneeräumung und regt eine evt. Versetzung der Absperrpflöcke an, da parkende Autos bis zur Skateranlage stehen. Er tritt daher für eine Versetzung der Pflöcke bis zur vorderen Gebäudeflucht der Asphaltbahn ein, da ausreichend Parkplätze vorhanden sind. Der BM schlägt vor diese Pfosten zu entfernen und andere Absperrungen, welche im Winter entfernt werden können, anzubringen. Martin Muigg verweist auf die intensive Diskussion im Bauausschuss bezüglich der Breite und stellt den 

A n t r a g

die Straße Skaterplatz in das Straßenbauprogramm aufzunehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

2. Schubertweg 
Graderung + Asphalt BT16, 7cm


ca. 324 m²
€
4.860.—

3. Schwemmbachstraße
Oberflächensanierung


Tlw. ab- und anfräsen 


Profilierung + 3cm AB 0/8


ca. 2.100 m²
€
25.400,--

4. Siedlg. Waldrain
Leistensteine versetzen


Entwässerung instandsetzen


ca. 28 m Leistensteine


Ev. Straßenquerung für Verrohrung
€
4.300,--

5. Meilinger Gründe
Schotterkoffer für Aufschließungsstraße


Kosten für Kanalisation und 


Leitungsverlegung nicht inkludiert


ca. 420m² bzw.  210 m³
€
3.780,--

6. Utzweihstraße: 
Brücke Richtung Ortszentrum Schneegattern
ca. € 
3.000.—

7. Parkplatz Pfarrkirche
Herstellung Unterbau Frostkoffer

      Friedburg
Einfassung mit Leistensteinen


Herstellung Rohrkanal mit Anschluss


An best. Schacht auf Gemeindestraße


2 Einlaufschächte
€
13.500,--

VBM Muigg stellt den 

A n t r a g

die Straßen gemäß Punkt 2 – 7 in das Straßenbauprogramm aufzunehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt

8. Moser Franz
Kleinsteinpflaster

      Kühbichl 3
ca. 10 m² + Anschluss Asphalt
€
1.200,--

Ofenböck Thomas spricht sich grundsätzlich für eine Lösung dieses Problems aus, da der derzeitige Zustand nicht geeignet ist. Die Schotterfläche wird offensichtlich teilweise als Fahrbahn benutzt. Er schlägt vor diesen Bereich mit erhöhtem Kopfsteinpflaster zu versehen und mit Pfählen abzuschranken. Martin Muigg weist darauf hin, dass darüber bereits im Ausschuss intensiv diskutiert wurde und der Ausschuss sich mehrheitlich für eine ebene Pflasterung ausgesprochen hat, da dieser Bereich als Notstraße genutzt wird und stellt den 

A n t r a g

diese Flächen mit Kleinsteinpflaster eben mit dem Anschlussbereich auszuführen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  20 Ja














4 Nein (BWG ohne Linnerth) 














1 Enthaltung (Linnerth) 

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird mehrheitlich genehmigt.

9. Gehsteig Ameisberg
Gehsteigverlängerung


Mit Stützmauer


Genaue Kostenschätzung erst


aufgrund Projekt möglich


Kostenrahmen ca.
€
20.000,--

VBM Muigg stellt den 

A n t r a g

die Gehsteigverlängerung Ameisberg in das Straßenbauprogramm aufzunehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

10. Standl – Igelsberg 4
Asphaltierung Hofzufahrt


BT 16, 6cm


ca. 540 m²
€
6.000,--

Thomas Ofenböck ruft in Erinnerung, dass ein gleichlautender Antrag vor einigen Jahren negativ beschieden wurde. Er schlägt vor diese Straße dem Anrainer zum Kauf anzubieten. BM Rippl weist darauf hin, dass die Straße abfallend ist und bei Niederschlägen Ausschwemmungen entstehen, welche durch die Gemeindearbeiter beseitigt werden müssen. Dies passiert jedes Jahr ein bis zweimal. Er tritt daher für eine Lösung durch eine Asphaltdecke ein. Voggenberger weist ebenfalls auf die anfallenden Kosten hin und tritt für eine Asphaltierung ein. Franz Standl sieht keinen Sinn darin, diese Straße immer wieder herzurichten. Er berichtet, dass der Behindertenbus, welcher seinen Bruder abholt, von ihm im letzten Winter 22 mal hinaufgezogen wurde. Er tritt daher für eine Asphaltierung und Räumung im Winter ein. 

VBM Muigg stellt den 

A n t r a g

die Hofzufahrt Standl, Igelsberg in das Straßenbauprogramm aufzunehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   21 Ja















2 Nein (Linnerth, Ofenböck)















2 Enthaltungen (Schwaiger, Winkelmeier) 

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird mehrheitlich genehmigt.
11. Hainbachstraße Karl/Scheipl: 

Straße auf einer Länge von ca. 100 m halbseitig abzufräsen und aufzudoppeln, wobei Kosten in Höhe von ca. € 2.000.— anfallen. 

12. Gemeindestraße
Oberflächensanierung

      Kühbichler
profilieren + 3 cm AB 08

      Bis GW Unterehr.
ca. 2.220 m²
€
17.800,--

13. Staffl Gründe
Aufschließungsstraße


nur Schotterkoffer gegradert



ca. 500 m²
€
4.500,--

14. Betreubares Wohnen
Aufschließungsstraße


Nur Schotterkoffer gegradert



Ca. 105 m²
€
1000,--

15. Güterweg Holz
Straße herausheben


durch Auftrag Asphalt ca. 20 cm


ca. 50m x 3 m = 150 m²



ca 75 to Mischgut
€
2.600,--

16. Pfarrkirche
Parkplatz Oberfläche sanieren

      Schneegattern
ev. Einlegen von Kopfsteinen


sowie kleinere gest. Maßnahmen


Preis nur Oberflächensanierung
€
4.600,--


Fräsen, Profilieren, 3 cm AB, incl. Zufahrten

17. Flicken und
Straßenwiederherstellung bei 

      Kleinere Reparaturen
Kanal-Hausanschlüssen, 


Kurve Wiesenweg, etc.
€
4.000,--

Ing. Weichenberger führt aus, dass in dieser Position die Verbreiterung der Wiesenstraße und die Profilierung des Güterweges Holz im Bereich Feldbacher sowie die Zufahrt Scheinast, Frauscherberg im Bereich der Rigole und andere Kleinigkeiten beinhaltet sind. 

18. Die Sanierung der Galgenholzer-Gemeindestraße zwischen Teichstätt und Gasthaus Ledl wurde bereits im letzten Jahr diskutiert. Dieses Straßenstück weist eine Länge von ca. 270 m und eine Breite von ca. 5 m auf. 
ca. € 15.000.—

stellt den 

A n t r a g

die o.a. Punkte 11 bis 18 in das Straßenbauprogramm aufzunehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

7. Auftragsvergabe Straßenbauprogramm 2004

Der BM berichtet, dass das vorher beschlossene Straßenbauprogramm durch das Technische Büro Ing. Weichenberger in der Zwischenzeit bereits ausgeschrieben wurde und die Anbotseröffnung am 14.06.2004 bereits erfolgt ist. Im Voranschlag für das Haushaltsjahr 2004 sind Mittel für Gehsteigerrichtung und Instandhaltung vorgesehen. 

Er verliest das Anboteröffnungsprotokoll. Bei dieser Anbotseröffnung wurde die Fa. Erdbau, Kirchberg, als Bestbieter ermittelt und er ersucht um Debattenbeiträge zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM 

A n t r a g

den Auftrag für die Durchführung des Straßenbauprogramms 2004 an die Fa. Erdbau, Kirchberg, laut Vergabevorschlag des TB Ing. Johann Weichenberger zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Sanierung Volks- und Hauptschule – Vergabe verschiedener Bauaufträge

Der BM informiert, dass durch das Architekturbüro Otte, Salzburg, verschiedene Arbeiten für die Sanierung der Volksschule Friedburg ausgeschrieben wurden. 

a) Baumeisterarbeiten: 

Für die Durchführung der Baumeisterarbeiten wurden am 14.06.2004 folgende Angebote (jeweils incl. MWSt) abgegeben: 

· Ing. Anton Hutterer, 5204 Strasswalchen 


€   68.768,93 
· Franz Asen, 5204 Strasswalchen 




€ 102.712,02
· Plan- und Wohnbau GmbH. 





€   74.433,36
Aufgrund des Vergabevorschlages des Architekturbüros Otte stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Durchführung der Baumeisterarbeiten für die Sanierung der Volksschule Lengau an die Fa. Ing. Anton Hutterer, Straßwalchen, laut Vergabevorschlag zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b) Kunststofffenster: 

Für die Lieferung und Versetzung der Kunststofffenster wurden am 14.06.2004 folgende Angebote (jeweils incl. MWSt) abgegeben: 

· Gebr. Vietz OEG, 5211 Friedburg 




€   58.710,61
· Franz Bachleitner, 5231 Schalchen  




€   61.646,51
· Seirer Gernot, Palting 







€   60.476,03
· Paul Hagenauer, Anif







€   62.820,94
· Herbert Berger, Eugendorf






€   63.995,59
Aufgrund des Vergabevorschlages des Architekturbüros Otte stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Lieferung und Versetzung der Kunststofffenster für die Sanierung der Volksschule Friedburg an die Fa. Gebr. Vietz OEG, 5211 Friedburg laut Vergabevorschlag zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

c) Malerarbeiten: 

Für die Durchführung von Malerarbeiten wurden am 14.06.2004 folgende Angebote (jeweils incl. MWSt) abgegeben: 

· Rudolf Tomsits, Thalgau






€   3.357,58
· Schneeweiss Peter, Strasswalchen 




€   5.318,10
Aufgrund des Vergabevorschlages des Architekturbüros Otte stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Durchführung von Malerarbeiten anlässlich der Sanierung der Volksschule Lengau an die Fa. Tomsits, Thalgau, laut Vergabevorschlag zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

d) Sonnenschutz: 

Für die Montage des Sonneschutzes, wurden am 14.06.2004 folgende Angebote (jeweils incl. MWSt) abgegeben: 

· Daniel Buttinger, Friedburg 






€   15.684,00
Aufgrund des Vergabevorschlages des Architekturbüros Otte stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Montage des Sonnenschutzes anlässlich der Sanierung der Volksschule Lengau an die Fa. Buttinger, Friedburg, laut Vergabevorschlag zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. Errichtung von Warteflächen Haltestelle Obererb – Genehmigung des Übereinkommens mit der Landesstraßenverwaltung 

Der BM weist darauf hin, dass die Errichtung der Warteflächen an der Kobernaußer Landesstraße gemeinsam mit der Straßenverwaltung erfolgt. Das dazu erforderliche Übereinkommen wurde den Fraktionen zur Verfügung gestellt und er ersucht um Debattenbeiträge zu dieser Angelegenheit. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

dem vorliegenden Übereinkommen (ANLAGE 7) die Zustimmung zu erteilen

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Änderung des Flächenwidmungsplanes – Einleitung von Verfahren 

Der BM übergibt den Vorsitz an den Obmann des Bauausschusses VBM Muigg. Dieser berichtet, dass folgende Anträge auf Änderung des Flächenwidmungsplanes vorliegen: 

a) Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6: Weinberger Franz und Gertrude, Alter Markt 90, 5211 Friedburg: Umwidmung einer Teilfläche der Gst.Nr. 1647 und 1648, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von ca. 800 m² von Grünland auf Wohngebiet

Der Raumordnungsausschussobmann berichtet, dass der Ausschuss in seiner Sitzung am 13.05.2004 beschlossen hat dem Gemeinderat zu empfehlen kein Umwidmungsverfahren einzuleiten, da diese Umwidmung durch DI Kampelmüller negativ beurteilt wurde. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der VBM den 




A n t r a g

dem Vorschlag des Bauausschusses zu folgen und das Umwidmungsverfahren für den gegenständlichen Fall nicht einzuleiten. 




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25  Ja

B e s c h l u ß



Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b) Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 7: Schwaighofer Helga, Eschenstraße 3, 4040 Lichtenberg: Umwidmung des Gst.Nr. 1813, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von 2.466 m² von Grünland auf Wohngebiet 

Der Raumordnungsausschussobmann berichtet, dass der Ausschuss in seiner Sitzung am 13.05.2004 beschlossen hat dem Gemeinderat zu empfehlen kein Umwidmungsverfahren einzuleiten, da diese Umwidmung durch DI Kampelmüller negativ beurteilt wurde.  

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der VBM den 




A n t r a g

dem Vorschlag des Bauausschusses zu folgen und das Umwidmungsverfahren für den gegenständlichen Fall nicht einzuleiten. 




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24 Ja
















   1 Enthaltung (Fuchs Walter)

B e s c h l u ß



Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

c) Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 8: Bruckmüller Josef, Heiligenstatt 10, 5211 Friedburg: Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 1615, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von ca. 850 m² von Grünland auf Wohngebiet

Der Raumordnungsausschussobmann berichtet, dass der Ausschuss in seiner Sitzung am 13.05.2004 beschlossen hat dem Gemeinderat zu empfehlen kein Umwidmungsverfahren einzuleiten, da diese Umwidmung durch DI Kampelmüller negativ beurteilt wurde. 

Johannn Winkelmeier ruft in Erinnerung, dass bei der Ausarbeitung des ÖEK die Flächen oberhalb der Bundesstraße als Grünland ausgewiesen wurde. Er spricht sich für eine Baulandschaffung innerhalb des Ortsgebietes von Heiligenstatt ein. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der VBM den 




A n t r a g

dem Vorschlag des Bauausschusses zu folgen und das Umwidmungsverfahren für den gegenständlichen Fall nicht einzuleiten. 




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   23 Ja












2 Enthaltungen (Sutter, Winkelmeier)

B e s c h l u ß



Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

d) Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 9: Lechner Sabine, Mattigplatz 2D2, 5162 Obertrum am See, und Meixner Rudolf, Teichstätt 17, 5211 Friedburg: Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 507, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von ca. 170 m², von Grünland auf Wohngebiet und Umwidmung des Gst.Nr. 1920, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von 244 m² von Betriebsbaugebiet auf Wohngebiet. 

Der Raumordnungsausschussobmann verliest das Ansuchen und berichtet, dass der Ausschuss in seiner Sitzung am 13.05.2004 beschlossen hat dem Gemeinderat zu empfehlen ein Umwidmungsverfahren einzuleiten. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der VBM den 




A n t r a g



das Umwidmungsverfahren für den gegenständlichen Fall einzuleiten. 




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 25  Ja

B e s c h l u ß



Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

11. Kanalbauprogramm 2004

Der Obmann des Straßenbauausschusses berichtet, dass in der Sitzung des Straßenbauausschusses vom 13.05.2004 beschlossen wurde dem Gemeinderat zu empfehlen folgende Straßenstücke in das Kanalbauprogramm 2004 aufzunehmen: 

1. Meilinger Gründe, Schneegattern

Kanalerrichtung in der ausgeschiedenen Straße

2. Staffl Gründe, Heiligenstatt

Kanalerrichtung in der ausgeschiedenen Straße

3. Winkelmeier Marianne/Eidenhammer

Der Obmann berichtet, dass Frau Marianne Winkelmeier auf dem Grundstück der Ehegatten Eidenhammer Johann und Aloisia eine Änderungsschneidereiwerkstätte errichten möchte. Zu diesem Zweck ist die Errichtung eines Kanalstückes mit einer Länge von ca. 35 m erforderlich. Derzeit erfolgt die Grundvermessung und der Kauf. Das Gebäude soll im Herbst 2004 errichtet werden. 

4. Lugstein Tranporte – Anschlussschacht

Der Obmann berichtet, dass durch die Gemeinde Lengau der Kanal im Bereich des Öffentlichen Gutes errichtet wurde. Im Nahbereich soll derzeit eine Verpackungshalle (mit ca. 40 Arbeitnehmern) errichtet werden. Zu diesem Zweck ist die Schaffung eines Anschlusses im bestehenden Schacht und die Verlängerung (10,5 m) bis zur Grundstücksgrenze erforderlich. 

5. FF Lengau – Hausanschluss

Der Obmann berichtet, dass auf dem neu geschaffenen Grundstück Nr. 2710/4, KG Lengau,  die neue Zeugstätte der FF Lengau errichtet werden soll. Beim bestehenden Kanalschacht in der vorbeiführenden Straße oder in den an der Grundgrenze vorbeiführenden HS Hainbach ist keine Anschlussmöglichkeit vorgesehen. 

6. Mangelberger Robert – Hausanschluss

Der Obmann führt aus, dass Herr Mangelberger Robert auf dem Gst.Nr. 97/7, KG Friedburg, ein Wohnhaus errichtet hat. Im Schacht in der Straße fehlt die Anschlussmöglichkeit. 

7. Moser Harald

Der Obmann führt aus, dass Herr Moser Harald auf dem Gst.Nr. 657/1, KG Friedburg, ein Wohnhaus errichten will. Der in Frage kommende Anschlussschacht weist keine Anschlussöffnung auf, befindet sich jedoch auf dem Baugrundstück oder in der Zufahrtsstraße. 

8. Schrempf Adolf

Der Obmann führt aus, dass Herr Adolf Schrempf auf den Gst.Nr. 458/6 und 458/7, KG Krenwald, ein Wohnhaus errichten will. Die in Frage kommenden Schächte weisen keine Anschlussöffnungen auf. 

9. Maderegger Herbert

Der Obmann führt aus, dass Herr Maderegger Herbert beabsichtigt, auf dem Gst.Nr. 1856/, KG Heiligenstatt, ein Wohnhaus zu errichten. Die Bauplatzbewilligung wurde rechtskräftig erteilt. Ein Einreichplan für das Wohnhaus liegt derzeit noch nicht vor. Der Anschluss kann entweder durch Verlängerung des NK 2A erfolgen (dadurch würden die 2 Parzellen Staffl miterschlossen) oder durch Anschluss an den Schacht 4 NK 2, in dem die Anschlussmöglichkeit fehlt. 

10. Rohrmoser Elisabeth

Der Obmann führt aus, dass Frau Rohrmoser beabsichtigt auf dem Gst.Nr. 502/3, KG Friedburg, ein Wohnhaus zu errichten. Ein Einreichplan liegt bis dato noch nicht vor. Baubeginn soll jedoch im Herbst 2004 sein. Im bestehenden Schacht ist ein Anschluss vorgesehen, jedoch ist ein Hausanschluss mit einer Länge von ca. 7 m bis zur Grundstücksgrenze erforderlich 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, stellt der VBM den 

A n t r a g

dem Kanalbauprogramm in der o.a. Form die Zustimmung zu erteilen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

12. Auftragsvergabe Kanalbauprogramm 2004 

Der BM berichtet, dass das vorher beschlossene Kanalbauprogramm durch das Technische Büro Ing. Weichenberger in der Zwischenzeit bereits ausgeschrieben wurde und die Anbotseröffnung am 14.6.2004 bereits erfolgt ist. Er verliest das Anboteröffnungsprotokoll. Bei dieser Anbotseröffnung wurde die Fa. TEERAG-ASDAG als Bestbieter ermittelt und er ersucht um Debattenbeiträge zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM 

A n t r a g

den Auftrag für die Durchführung des Kanalbauprogramms 2004 an die Fa. TEERAG-ASDAG, laut Vergabevorschlag des TB Ing. Johann Weichenberger zu vergeben.  
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   25  Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

13. Resolution für ein Fahrverbot auf der B 147, L 508 und L 1044 im Gemeindegebiet Lengau für LKW über 3,5 Tonnen, ausgenommen Ziel- und Quellverkehr. 

(Gem-600)

Der BM berichtet, dass für mehrere Bundes- und Landesstraßen in Oberösterreich ein Fahrverbot für LKW über 3,5 t, ausgenommen Ziel- und Quellverkehr, verordnet wurde. Er schlägt vor, folgende Resolution zu beschließen: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Lengau ersucht um die Verordnung eines Fahrverbotes für  LKW über 3,5 t auf der B 147 (Braunauer Bundesstraße), der L 508 (Kobernaußer Landesstraße) und der L 1044 (Baier Landesstraße) im Gemeindegebiet von Lengau ausgenommen den Ziel- und Quellverkehr. 

Durch diese LKW-Fahrverbote im Umgebungsbereich der Gemeinde Lengau ergibt sich zwangsläufig eine stärkere Verkehrsbelastung für unser Gemeindegebiet. Die o.a. drei Straßenzüge sind für eine weitere Zunahme des LKW-Verkehrs nicht ausgelegt. Teilweise fehlen auch die erforderlichen Maßnahmen für den Fußgängerverkehr wie Gehsteige udgl. 

Daher ersuchen wir den Verkehrsreferenten, die O.ö. Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaft Braunau für die o.a. Straßenzüge im Gemeindegebiet von Lengau ein Fahrverbot für Lastkraftfahrzeuge mit einem höchst zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t zu verordnen. 

GV Wolfgang Schwaiger kündigt grundsätzliche Unterstützung an. Bei der Einführung der Autobahnmaut war bereits klar, dass dieser Zustand auftreten wird. Er tritt daher dafür ein, das Straßennetz generell zu bemauten. 

Der BM berichtet, dass der Plan früher war folgende Straßen mit einem Fahrverbot zu belegen. Er hat beim Amt der O.ö. Landesregierung, Herrn Knipp, eine Zählung eingefordert. Er hat weiters beim Bezirkshauptmann und bei Frau Mag. Gaisbauer Beschwerde über deren Stellungnahme geführt. 

GV Michael Weber kündigt namens seiner Fraktion ebenfalls Zustimmung an, da er darin eine Notwehraktion sieht. Es ist allerdings generell zu klären wohin der LKW-Verkehr verlagert werden soll. 

BM Rippl schlägt vor die B 156 und L 505 als Ausdruck der Solidarität mit in die Resolution aufzunehmen. 

Thomas Ofenböck erkundigt sich ob in dieser Frage Kontakt zwischen den Bürgermeistern besteht.  BM Rippl bestätigt, dass diesbezügliche Kontakte vorhanden sind. Er hatte vor kurzem ein langes Gespräch mit BM Kreil. Dieser hat den Vorteil, dass B 1 in dieser Verordnung beinhaltet ist. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

denn von ihm vorgetragenen Resolutionstext zu beschließen.   
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

14. Aufwertung des Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanzangelegenheiten

Der BM ruft in Erinnerung, dass in der Sitzung des Gemeinderates am 04.03.2004, TOP 14 die Aufwertung des Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanzangelegenheiten beschlossen wurde. 

Der Vorsitzende berichtet, dass die Anzahl der Mitglieder eines Ausschusses grundsätzlich der Anzahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes (§ 24 Abs.1 und 1a) zu entsprechen hat.

Gemäß § 33 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 wählt der Gemeinderat für jeden Ausschuss den Obmann und den Obmann- Stellvertreter jeweils in Fraktionswahl, wobei jedoch nur Mitglieder des Gemeinderates wählbar sind. Gemäß § 33 Abs. 1 können auch Ersatzmitglieder des Gemeinderates zu Mitgliedern von Ausschüssen gewählt werden;

Er stellt den Antrag, die Anzahl der Ausschussmitglieder mit sieben Mitgliedern festzusetzen. Die FPÖ hat die Möglichkeit ein Mitglied mit beratender Stimme in den Ausschuss zu entsenden. 

Abstimmungsergebnis:     25 Ja
  

Der BM führt weiter aus, dass in der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates folgende Ausschüsse festgelegt wurden. 

Bezeichnung des Ausschusses





Obmann                     Obmann-Stv.

· Kindergarten, Schule und Jugend

   


SPÖ


    

ÖVP

· Kultur, Vereine und Sport



   


ÖVP


    

SPÖ

· Bau, Straßenbau und Raumplanung
   



ÖVP


    

BWG

· Umwelt, Energie und Zukunft



   

SPÖ



      ÖVP

· Soziales, Familien, Senioren und Wohnungsvergabe  BWG

   
 

SPÖ

Nach den Bestimmungen des § 33 bzw. § 26 der o.ö. Gemeindeordnung steht der Obmann und der Obmann-Stellvertreter der SPÖ zu. Der BM führt aus, dass vereinbart wurde, dass der Obmannstellvertreter trotzdem durch die ÖVP gestellt wird. 

Der Gemeinderat wählt für den Ausschuss für Finanzangelegenheiten den Obmann und den Obmann- Stellvertreter jeweils in Fraktionswahl, wobei jedoch nur Mitglieder des Gemeinderates wählbar sind.

Vorgeschlagen wird seitens der SPÖ-Fraktion: 

Obmann: Rippl Erich

Abstimmungsergebnis:     10 Ja   

0  Nein  (SPÖ-Fraktion)

Obmannstellvertreter: Muigg Martin 

Abstimmungsergebnis:     9 Ja   

0  Nein (ÖVP-Fraktion) 

a) Für die Besetzung des Ausschusses für Finanzangelegenheiten werden folgende Wahlvorschläge eingebracht:

Wahlvorschlag SPÖ (ANLAGE 8)

Mitglieder: 

Weichenberger Johann 

Hellermann Norbert

Ersatzmitglieder:
Weinberger Herbert






Grabner Manfred






Blechinger Roswitha

Abstimmungsergebnis: 
10 Ja

0  Nein  (SPÖ-Fraktion)

Wahlvorschlag ÖVP (ANLAGE 9)

Mitglieder: 

Weber Michael 

Voggenberger Franz

Ersatzmitglieder: Schinwald Josef 






Schober Johann 











Stockhammer Maria Anna 



Abstimmungsergebnis: 
9 Ja

0  Nein  (ÖVP-Frkation)

Wahlvorschlag BWG (ANLAGE 10) 
 

Mitglied: 

Ofenböck Thomas

Ersatzmitglied: 
Schwaiger Wolfgang

Abstimmungsergebnis: 
5 Ja

0  Nein  (BWG-Fraktion) 

Wahlvorschlag FPÖ (ANLAGE 11)

Mitglied mit beratender Stimme: 
Fuchs Walter
 

Ersatzmitglied mit beratender Stimme: 
-x-

Abstimmungsergebnis: 
1 Ja

0  Nein

15. Jugendentwicklungsprogramm

Die Obfrau des Ausschusses verliest das Schreiben des Ausschusses vom 20.04.2004 (ANLAGE 12) worin einstimmig die Umsetzung des Jugendentwicklungsprogramms beschlossen wurde und bedankt sich für die geleistete Arbeit. Sie erachtet die Arbeit als äußerst wichtig für die Jugend in der Gemeinde Lengau. 

GV Michael Weber führt aus, dass der Abschlussbericht des Institutes Retzl damit vorliegt. Seitens der ÖVP-Fraktion ist er mit der geleisteten Arbeit um ca. S 500.000.— nicht zufrieden. Er verweist auf die Treffen mit den Vereinen. Beim ersten Treffen gab es eine große Beteiligung,  beim zweiten Treffen hatte die Beteiligung bereits merklich nachgelassen. Die Präsentation war seiner Ansicht nach äußerst mangelhaft. Er resümiert, dass man nach 1,5 Jahren und aufgewendeten S 500.000.—wieder am Anfang sei. Positiv beurteilt er die Beauftragung von drei Jugendbeauftragten als Bindeglied zur Jugend nach der Gemeinderatswahl. Der Beschluss dieses Amtsberichtes wird seitens der ÖVP jedoch mitgetragen. 

VBM Weichenberger erachtet das Jugendentwicklung als wesentliche Investition, die zwar Geld gekostet hat, welche aber auch etwas gebracht hat. Er findet es als positiv, dass Ziele weiterverfolgt werden. 

Michaela Staffl ist der Ansicht, dass mit den Unterlagen des Instituts Retzl zu arbeiten begonnen werden kann. Die Arbeit muss sicher vor Ort geleistet werden.  

Für Thomas Ofenböck ist es eine Tatsache, dass durch das Inst. Retzl Fehler gemacht wurden. Grundsätzlich erachtet er das Ergebnis jedoch als positiv. Bereits bei der Vergabe wurde durch das Institut Retzl betont, dass die Umsetzung durch die Gemeinde zu erfolgen hat. Der Maßnahmenkatalog soll eingehalten werden und nicht einzelne Schritte verfolgt werden. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

das Jugendentwicklungsprogramm in der im Amtsbericht (ANLAGE 13) formulierten Form zu beschließen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

16. Feiel Siegfried und Zach Ulrike – Berufung gegen den Bescheid zur Vorschreibung  des Verkehrsflächenbeitrages für Gst.Nr. 2686, KG Lengau

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt. 

17. Kastner Johannes – Berufung gegen den Bescheid vom 20.04.2004

Der BM weist darauf hin, dass er in dieser Angelegenheit befangen ist, und übergibt den Vorsitz an den 1. Vizebürgermeister Johann Weichenberger. 

VBM Weichenberger umreißt die Entstehungsgeschichte dieser Angelegenheit. Aufgrund der Unterschriftenliste der Nachbarn kam es zu einer Aussprache mit Herrn Kastner. Er verliest den darauf ergangenen Bescheid der Bürgermeisters und die Berufung der Ehegatten Kastner vom 05.05.2004 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 20.04.2004 und ersucht um Wortmeldungen zu diesem Thema. 

Staffl Michaela bezweifelt die generelle Eignung als Hundehalter, wenn der Hund nicht folgt, um Gartenarbeiten durchführen zu können. 

Wolfgang Schwaiger ist der Ansicht, dass sich die Berufung nur gegen die Bezeichnung Biss richtet. 

VBM Weichenberger stellt fest, dass der Arzt nicht mehr verpflichtet ist, geringfügige Bissverletzung anzuzeigen. Laut Hundehaltegesetz muss der Halter in der Lage sein, dass Tier zu beherrschen und er erachtet es für notwendig dem Tier diesen Zwang zum Schutz der Menschen aufzuerlegen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, stellt er den 

A n t r a g 

die Berufung abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
24 Ja













         1 Enthaltung (BM Rippl) 

Der Antrag des VBM Weichenberger wird einstimmig genehmigt. 

VBM Weichenberger übergibt den Vorsitz an den Bürgermeister. 

18. Änderung Dienstpostenplan – Schaffung eines zusätzlichen Dienstpostens VB II - p 5

Der BM berichtet, dass Frau Protiwinsky seit September 1985 als Kindergartenbusbegleitung für die Gemeinde tätig ist. Da diese Tätigkeit regelmäßig erbracht wird, ist für Frau Protiwinsky ein Dienstposten VB II - p 5 zusätzlich zu schaffen um sie in den Stand der Bediensteten übernehmen zu können. Frau Protiwinsky ist derzeit auf Werksvertragsbasis beschäftigt. Das Beschäftigungsausmaß beträgt derzeit 28,20 % und wird jeden Herbst aufgrund der aktuellen Fahrtstrecke angepasst. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

einen zusätzlichen Dienstposten VB II – p 5 zu schaffen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

19. FF Friedburg – Ansuchen um Umbenennung in Freiwillige Feuerwehr Markt Friedburg und Führung des Marktwappens

Der BM verliest das Ansuchen der FF Friedburg, eingegangen am 05.03.2004, in welchem diese ansucht den Namen auf „Freiwillige Feuerwehr Markt Friedburg“  im Feuerwehrbuch zu ändern und um die Erlaubnis zur Führung des Marktwappens. 

GR Franz Voggenberger erläutert, dass bei Verabschiedung des Feuerwehrgesetzes und der Auflage des Feuerwehrbuches die Bezeichnung „Markt Friedburg“ nicht übernommen wurde. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g 

den Namen auf „Freiwillige Feuerwehr Markt Friedburg“ im Feuerwehrbuch zu ändern und der FF die Erlaubnis zur Führung des Marktwappens zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt. 

20. Josef Mair, Kohlbergstraße 12, 5211 Friedburg/Unterschriftenlisten eingegangen am 5.3.2004

a) Grundsatzantrag – Durch den Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer.











(Verk-611-0)

Der BM weist darauf hin, dass am 26.11.2003 von Herrn Anglberger, gleichlautende Anträge in den letzten Sitzungen des Gemeinderates bereits behandelt wurden, wobei folgende Beschlüsse gefasst wurden:

Ein Verzicht auf Zwangsumwidmungen für das gesamte Gemeindegebiet wurde durch den Gemeinderat abgelehnt. Beschlossen wurde jedoch der Verzicht auf Durchführung einer Zwangsumwidmung für Grundflächen welche im zukünftigen Gewerbegebiet Lengau liegen.

Derzeit sind Umwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer weder geplant noch anhängig. 

Martin Muigg führt aus, dass die Anträge bisher dahingehend abgeändert wurden, das dies nur für die Grundstücke des Antragstellers gilt. Er empfindet diesen Antrag als befremdlich, da durch die Familie Mair bereits mehrere Umwidmungen durchgeführt wurden. Bezüglich des Punktes b) weist er darauf hin, dass seine Fraktion sich dagegen ausspricht. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

G e g e n a n t r a g

der Gemeinderat möge beschließen, dass sich der Verzicht einer Zwangsumwidmung, nicht auf das gesamte Gemeindegebiet, sondern ausschließlich auf das im Betriebsbaugebiet Lengau befindliche Gst.Nr. 2764/1, KG Lengau, (Eigentümer: Ehegatten Mair) bezieht.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:    17 Ja          



                                                                               8  Nein (SPÖ Fraktion außer Klinger und BM)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

b) Umfahrung Lengau L1044 Baier Straße: Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer 





















(Verk-611-0)

Der BM führt aus, dass ein gleichlautender Antrag von Johann Angelberger und Hildegard Schinwald wurde in den letzen Sitzungen des Gemeinderates abgelehnt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

der Antragsteller auf Aufhebung des Beschlsses vom 06.09.2002, TOP 19, über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben Umfahrung Lengau, abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  

20  Ja 









   






  5  Nein (BWG)
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

21. Umfahrung Lengau – Verkauf einer Teilfläche des Gst.Nr. 3040/1, KG Lengau (Verk-611-0)

Der BM ruft in Erinnerung, dass durch die Gemeinde Lengau die Bahntrasse von der Abzweigung der Bahnlinie Steindorf-Braunau bis zur Querung der Bundesstraße B 147 käuflich erworben wurde. Im Zuge der geplanten Errichtung der Umfahrungsstraße Lengau – 1. Bauabschnitt soll eine Fläche von 3.735 m² für die neue Landesstraße abgetreten werden. Der Beschluss für diese Veräußerung von Gemeindevermögen ist gegebenenfalls mit 2/3-Mehrheit zu fassen. 

Er ersucht zu diesem Thema um Wortmeldungen. 

Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

der Veräußerung einer Teilfläche des Gst.Nr. 3040/1 im Ausmaß von 3.735 m² zum Preis von € 3,50/m² für die Errichtung der Umfahrungsstraße zuzustimmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
20  Ja















  5  Nein  (BWG)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

22. Unfallfürsorgefonds der o.ö. Gemeinden – Neufassung der Vereinbarung wegen Einbeziehung der „VB-neu“

Der BM verliest den Erlass des Amtes der o.ö. Landesregierung vom 22.9.2003, Zl. Gem-0211173/5-2003-Si/Pü und das Muster der Verpflichtungserklärung und ersucht um Debattenbeiträge. 

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

aufgrund der durch die Delegierten in der 30. Hauptversammlung des Unfallfürsorgefonds am 25.6.2003 beschlossenen Neufassung  der bestehenden Vereinbarung der Einbeziehung der „VB-neu“ in die bestehende Risikogemeinschaft zuzustimmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

23. Antrag BWG auf Bildung einer Arbeitsgruppe für ein zeitgemäßes, barrierefreies, bürgerInnenfreundlich gestaltetes Gemeindeamt

Der BM verliest das Ansuchen des BWG (ANLAGE 14) und ersucht um Präzisierung der geplanten Aktivitäten. 

Thomas Ofenböck verliest das Ansuchen vom 26.05.2004

GV Wolfgang Schwaiger führt aus, dass keine konkreten Detailänderungen des Gebäudes gefordert werden. Diese sollen durch die Arbeitsgruppe erarbeitet werden. Diese Arbeitsgruppe soll offen für Personen sein, die dieses Gebäude nutzen und besuchen. 

BM Rippl erkundigt sich bezüglich der neuen Strukturen. 

Thomas Ofenböck führt dazu das Fundamt an und ist der Ansicht dass in weiterer Folge z.B. die Führerscheinabgabe beim Gemeindeamt möglich sein wird. Der derzeitige Zustand ist nicht mehr zeitgemäß. Der BM berichtet über ein Gespräch mit Herrn Tischlinger, dass die Änderungen nur im kosmetischen Bereich bleiben. Die Errichtung einer Rampe sollte bereits im Bauausschuss besprochen werden. Dies wurde aufgrund des Antrages zurückgestellt. 

VBM Weichenberger ist auch der Ansicht, dass helle Räume sicher schöner sind. Größere Investitionen sind zum jetzigem Zeitpunkt nicht vertretbar. Er kann sich bauliche Veränderungen vorstellen, wenn sich Veränderungen mit der Raiba ergeben. Er kann sich keine finanziellen Belastungen für größere Baumaßnahmen vorstellen. 

Schinwald Josef verweist auf die Veranstaltung „Familienfreundliche Gemeinde“. Der Zugang zum Gemeindeamt ist nicht optimal. Er ist der Ansicht, dass die Arbeitsgruppe nicht Hirngespinsten nachjagen wird. GV Michael Weber ruft in Erinnerung, dass es in Wahlkampfzeiten eine Rüge gegeben hat, weil eine Servicestelle für Bürger gefordert wurde. Er tritt für die Schaffung einer Arbeitsgruppe ein. 

BM Rippl weist darauf hin, dass die Umsetzung der Schaffung einer Spielecke bereits durchgeführt wurde. 

Johann Winkelmeier plädiert ebenfalls für die Schaffung einer Arbeitsgruppe um sich Gedanken zu machen für einen späteren Umbau. Es ist nicht geplant größere Summen auszugeben. 

Thomas Ofenböck bekräftigt, dass kein sofortiger Umbau gefordert wird. Es ist nicht geplant die Dienstposten und administrative Maßnahmen zu verändern. Er ist verwundert, dass es Bedenken gibt gegen eine Arbeitsgruppe, welche Vorschläge erarbeitet. 

BM Rippl räumt ein, dass er diesen Antrag missverstanden hat. 

Linnerth: Bei Wahlwerbung wurde Bürgerservice propagiert. Jetzt ist Zeit diese Slogans umzusetzen. 

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen stellt  der BM den 

A n t r a g

der Bildung einer Arbeitsgruppe die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   24  Ja















1 Nein (Weinberger Herbert)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

24. a) Subventionsansuchen TVN Schneegattern wegen Ankauf eines Spurgerätes (Verein-261)

Der BM verliest das Ansuchen der Naturfreunde Schneegattern vom 17.12.2003 in dem diese um einen Gemeindezuschuss von € 3.000.—für den Ankauf eines Loipenspurgerätes ersuchen. Er ruft in Erinnerung, dass diese Subvention bereits in den Gesprächen des Finanzbeirates besprochen wurde. 

GV Michael Weber berichtet, dass das Spuren der Langlaufloipe von Schneegattern bis Aug in Friedburg äußerst positiv aufgenommen wurde. 

Helmut Mayer führt aus, dass das Spuren in Friedburg nur möglich ist, weil ein zweites Gerät angekauft wurde. Durch die Schule wurde die Anlage einer Langlaufspur angeregt. Es ist auch im nächsten Winter geplant, dies beizubehalten, sofern die Überfuhrrechte vorhanden sind. 

Muigg ist der Ansicht, dass diese Rechte sicher wieder eingeräumt werden. 

Schinwald Josef tritt dafür ein, auch in Lengau eine Spur anzulegen. Dies sollte mit dem Sportverein Lengau besprochen werden. 

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Naturfreunden Schneegattern für den Ankauf eines Loipenspurgerätes einen Gemeindezuschuss in Höhe von € 3.000.—zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:    23  Ja















2   Enthaltungen (Mayer, Pendelin)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

 b) Subventionsansuchen ATSV Schneegattern wegen Dachsanierung (Verein-261)

Der BM verliest das Ansuchen des ATSV Schneegattern vom 15.03.2004 in dem diese um einen Gemeindezuschuss von € 5.025,69 für die Dachsanierung des Clubhauses ersuchen und bittet um Debattenbeiträge. Weiter ist für 2005 ein Vollwärmeschutz vorgesehen. 

GR Franz Voggenberger erachtet die Sanierung des Daches für absolut notwendig. 

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

dem ATSV Schneegattern für die Dachsanierung des Clubhauses einen Gemeindezuschuss in Höhe von € 5.025,69 zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25  Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

25. Allfälliges

Berichte des BM:

a) Der BM informiert über folgende Termine: 

· 05.07.2004: Besprechung mit Dr. Knötig und Herrn Sutrich 

· 15.07.2004: 15.00: Besuch LR Kepplinger, eingeladen sind die Mitglieder des Sozialausschusses, die Fraktionsführer und die Vizebürgermeister. 

b) Der BM informiert, dass die im Foyer aufgestellten Biotonnen kostenlos erhältlich sind.  

ANFRAGEN:

-x-

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der BM um 22.05 Uhr

Die Sitzung dauerte 2 Stunden 30 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

